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. :: .. :. ··~· .··, :.--

--~. . 
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. , DES KANTONS SOLOTHURN -· 

' VOM 

31. Oktober 1969 Nr. 5594 

I. 

1. Die Einwohnergemeinde der Stadt Olten legt dem Regie­

rungsrat den Teilbebauungsplan Mß.rtin Distelistrasse - Tann­

waldstrasse- Geissfluhweg zur Genehmigung vor. Rechtlich 

handelt es sich dabei um einen speziellen Bebauungsplan im 

Sinne von § 10 des Gesetzes .über das Bauwesen. 

Im Gebiet Martin Distelistrasse .... Tannwaldstrasse -:- Geiss-

. l)); :t'luhweg stehen verschiedene ältere .Liegenschaften~ .. Herr vferner 

Stocker, Drogist, Oftringen, der Eigentümer einer-solchen 

älteren Liegenschaft (GB Olten Nr. 1007) ist, hatte:·baabsich­

_tigt, die Baute abzureissen und -einen Neubau·zu erstellen.>Er 

.. reichte gleichzeitig mit einem. andern Grundeigentümer, .dies:e;~:t 

Gebietes ein Baugesuch für di.e .Erstellung eines Neubaues·:ein. 

Da dagegen Einsprachen eingerei-cht wurden, wurden beid.e -BaU:-+ 

.vorhaben in Anwendung von § 19 :BG·s:iStiert. ,, 
.. , I 

2. In der Folge liess die Ein:wohnergemeinde der Stadt 01 ten 

e±n'en Teilbebauungsplan mit "Speziellen Bauvorschriften" atis­
arbeiten. Der Plan und die Bauvorschriften wurden in der Zeit 

vom 20. Dezember 1968 bis 18. Januar 1969 öffentlich aufge-

legt. Gegen den Plan erhoben drei Grundeigentümer, darunter 
. . 

·auch Herr Stocker, Einsprache beim Gemeinderat. Der Gemeinde-

rat hiess die Einsprachen teilweise gut, teilweise lehnte er 
sie ab und traf einige wenige Abänderungen des aufgelegten 

;Planes und der Bauvorschriften (.V'd]=le-·· Ausnützung des Uni 
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1,2 m zurückgesetzten Terrassengeschosses auf GB Olten 

Nr. 2044, Zurücksetzung der Attikageschosse um je 2 m anstelle 

von je 3m an den Längsfassaden). Herr Stocker und ein weiterer 

Grvndeigentümer zogen ihre Einsprachen an die Gemeindever-
~. . . 

sammlung weiter. Auf Antrag der Rekurskommission wies die 

Gemeindeversammlung mit Entscheid vom 6. Mai 1969 beide Ein­

sprachen ab. Gleichzeitig genehmigte die Gemeindeversammlung 

- ohne weitere Abänderung - den speziellen Teilbebauungsplan 

··- Martin Distelü?~.f0S.ß.?._:_:::_-1gH!I_1W?-],.{is.i;ras~~~ -:_ G-eissfluhweg sowie 

3. Gegen'diesen Entscheid erhob·Herr St-ock€~~;--vertre.ten ( 

durch Herrn Dr. R. Stuber, Fürsprecher und Notar, oite~'~ bit 

Schreiben vom 29. Mai 1969 eine Beschwerde an den Regierungs-

:rat. Er beantragte, es sei die Beschwerde gutzuheissen, und es 

sei ihm bei der Ueberbauung seiner Liegenschaft GB Olten Nr'~ 1007 

im Rahmen der entsprechend zu ändernden Planvorschriften die 

volle Ausnützung des um je.l,2 m von der Front des.Normalge...:. 

Schosses zurückgesetzten Terrassengeschosses zu gestatten, als 

Ausnahme zu der in Ziffer 5, Alinea 1 der "Speziell·en Bauvor-

.schriften" festgelegten Regel. In ihrer Vernehmlassung vom 

16a Juni stellte die Einwohnergemeinde der Stadt Olten den 

Antrag, die Beschwerde abzuweisen und den Plan zu genehmigen • 

.Am 13. August 1969 führten Beamte des Bau-Departement es einen \. 

Augenschein auf der im Planungsgebiet befindlichen Liegenschaft 

mit anschliessender Parteiverhandlung im Stadthaus Olten durch. 

II., 

Der spezielle Bebauungsplan "Martin Distelistrasse :- Tann­

waldstrasse - Geissfluhweg" umfasst alJ_e Grundstücke, welche 

durch das Strassendreieck dieser drei Str~ssen eingeschlossen 

werden. Er kann im wesentlichen wie folgt umsc4rieben werqen~ 

Das ganze Planungsgebiet soll mit einem geschlossenen einge-
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.... , .scb,_ossigen Baukörper überbaut werden können, in welchem die 

E:r-stEtllung von Läden, andern Geschäfts- und Gemeinschaftsräu-

. . 

__ .. . ·' 

l!leP.. ßOWie von Autoeinstellplätzen zulässig ist. Die Ue~erdeckung 

de.s. __ E~dgesc.hosses muss als Terrassenfläche mit einer Grünanlage 

ve;r-sehe~- werden. Dadurch soll ein Ausgleich gegenüber der 

mar.tgelnden.natürlichen Grünfläche erzielt werden. Im Erdgeschoss 

. sind auch die notwendigen Verkehrswege zur Erschliessung 

de:r-. einzelnen Liegenschaften sowie als Verbindungen zwischen 

den S.trassen und als direkte Zugänge (mit Passagen) zu der 
' .. · ..• l--·-

zentral gelegenen neuen Treppenanlage der .Bahnl?:<:>fun~er;führung 

vorgesehen. Der im ersten Untergeschoss geplp.n_~e, Parrkraum: 
'· . . . ' ... • . . .... ,.' •·' .. ···'· ~- . 

wird durch 2 Ein- und,Au.s.;f'E~,hrtsrampen vom Geiss:f;:luhweg .;her und 
. ..· .L '··· .: •• ; . .. . .. o! •• • • .·-,, 

durch ein unterirdis.che,s Verbindungssystem erschlossen. ;Bei 
:. :· ... ·.. ' ... .. : . -···. 

einer etappenweisen Ueberbauung müssen die.se Zufahrten qlJ.rch 

entsprechende bauliche Vorkehren sichergestellt werden. 

Eni;;lang der Martin Distelistrasse und .d-er Tannwaldstrasse 

_ sind. fililtges.clJ:Ossige Hauptbaukörper mit zu.sätzlicbpm Attikage­

schoss vorgeseh~n. Am Geissfluhweg ist ein 38 m langer ebenfalls 

fünfge-Sf:hos~:iger ·Hauptba~tltörper ·mit Attikages;C'hth3~' ·geplant. 

Das Terrassengeschoss (2. Geschoss) soll als Zwischengeschoss 

mindestens um 1,2 m gegenüber der Fassade des Hauptbaukörpers 

zurücikversetzt werden; zudem darf es höchstens zu 5b % von 

- der Grundrissfläche dieses Baukörpers ausgenutzt werd'en. ·Die 

Attikageschosse müssen gegenüber den Längsfassaden um je 2 m 

und gegenüber den Breitfassaden um je 5 m zurückversetzt werden. 

Die Baulinien für die Hauptbaukörper sind verschieden 

proj~ktiert. An der Martin Distelistrasse betragen sie im 

östlichen Teil ll m und im westlichen Teil nur 8 m, von der 

Strassenachse aus gemessen. Im östlichen Teil ist der Haupt­

körper zum Teil nach Nordosten abgewinkelt; die Breitfassade 

verläuft parallel zum Geissfluhweg. Die Tiefe dieser Haupt­

baukörper beträgt einheitlich 14 m. Auf GB Olten Nr. 2044 wird 

die volle Nutzung des Terrassengeschosses zugelassen. 
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:. -· .· .... · .. An der Tannwaldstrasse sieht der Teilbebauungsplan vorerst 

_ - .einen,·viergeschössigen Verbindungsbau auf zwei Grfuldstückon 

.;-;_; i:v:or; wobei .für diesen 9 m tiefen Baukörper die volle Nutzung 

: .. ~:.des· Terrassengeschosses zugelassen 1'1Tird. Die daran anschliessen-­

deri. fünfgeschossigen Hauptbaukörper mit einer Bautiefe von 15 m 

, ... . · . .weisen .. :einen Baulinienabstand von 7 m von der Strassenachse auf. 

Der•_ nördliche Teil ist gegen den Geissfluhweg zu abgewinkel t 

und:verläuft mit der Breitfassade parallel zu dieser Strasse. 

Der 38 m lange Hauptbaukörper am GeissflUhweg sieht eine Bau­

tiefe von 12 m vor und weist einen Baulinienabstand von 8 m 

auf, also durchschnittlich 3 m mehr als die heute bestehenden ( 

Bauten. Nach den "Speziellen Bauvorschriften" setzt die Er­

stellung dieses Baues eine Verständigung unter den davon be­

troffenen vier Grundeigentümern voraus. 

Nach dieser Konzeption des Teilbebauungsplanes wird ge­

genüber dem bisherigen Zustand allgemein eirehöhere Ausnützung 

erreicht. Die durchschnittliche Ausnlitzungsziffer beträgt 2,31. 

Dor Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung: 

III. 

l. Herr Stocker ist zur Einreichung der Beschwerde legiti­

miert. Die Beschwerdefrist ist eingehalten. Auf die Beschwerde 

is-t daher einzutreten. 

2. a) Wie bereits erwähnt wurde, beantragt der Beschwerde­

führer, es sei ihm die volle Ausnützung des Terrassengeschosses 

zu gestatten, als Ausnahme zu den "Speziellen Bauvorschriften", 

wonach dieses Geschoss nur zu 50 % von der Gr\llldrissfläche des 
;}_ 

Hauptgeschosses ausgenutzt werden darf. Zur Begründung weist 
.. 

der Beschwerdeführer einmal darauf.hin, dass die volle Ausnüt-

zung des Terrass~ngeschosses ~hhehin nur einer Ausnützung von 

ca. 80 % Ulid nicht 100 %' der ;Fläch-e des Hm~.p_tg(3schosses ent-

, · spreche·. Sodi:mn legt er dar, da~s die ihm g~mi:iss Plan zuge,... 
.t'"\ . : . ·. • . •. , .... ! -~ ·, .•. , : . • • • ·' . 

billigte.Ausnützung von 2,38 nur we~ig über dem Gesamtdurch-

\_ 
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~- -~s.·chni;tt_:: von 2'13l liegt und .. b.ei:L Gutheissung der Beschwerde 

·2:,-5l~:betragen. würde. And·e.re Eigentümer, insbes-ondere d±·e west­

id.eJ:wn .Anstö~?ßer.;, . die das .T·errass·engeschoss voll ausnützen 

:~----könnten·-,. hä-tt·en eine Ausnützung von beispielsweise 3,23 oder 

.. gar 3 , 56:. · 
... ~· .. _,.. _c., 

· Ferner macht der Beschwerdeführer im wesentlichen folgen-

_.,.des ·geltend: Die Beschränkung der Ausnützung des Terrassenge­

schos~~s·sei vom Planverfasser mit der günstigeren Belüftung 

·-'1Jkw~ ''n-llflchlüftilng des Hinterhofes begründet worden. Eine Be-
-+-~-~ ;- : ·: A= ~-·. :·~~ .--r r, , .. , ~- y, +: ,·;: ··· .::·· .·.-. · 
· · · tcrteilU:ngv ddr gesamten Ueborbauung zeige aber, dass diese Durch..,. 

- . .. ·-

( ._-:_., ;J:ü:ftung;s6hon· äufgrund der Unterbrüche zwischen den einzelnen 

( 

:_ Baukörpern der Gesamtüberbauung ( westlich 9 östlich 9 nördlich 

,_ •}ttiid. nordöstlich) rGichlich gewährleistet sei. Eine Nutzungs-

}Ye·S.c:Q.:ränkung sei baulich konstruktiv anders lösbar 9 ohne dass 

auf diese Weise eine Durchlüftung zwingend geschaffen werde. 

Eine Durchlüftung in der vorgesehenen Formbringe zudem den 

Nachteil, dass die Abkühlitmg grösser werde. Demzufolge müss­

ten di8·Heizungen oder Isolationen verstärkt werden. 

· Er fühle sich im Vergleich zu verschiedenen Nachbar-Eigen­

tümern auch in andern wesentlichen Punkten. benachtei'figt -~- :Die 

·Ausnützungsziffer sei nicht das einzige objektive Kri.terium, 

das entscheidend in die Waagschale falle. Es könne daher ni.cht 

einzig auf :den Vergleich über die Ausnützung abgestellt wer­

den. Benachteiligt sei er einerseits in der Beanspruchung -~des 

-Kellergosel.losses durch Dritte. Da das Kellergeschoss für die 

Berechnung der Ausnützungsziffer nicht mitzähle, wirke si>ch 

das abe.r· gar nicht aus e Im Kellergeschoss sei eine Fläche von 

rund 160.m2 als Wendeplatz oder "Schnecke" ausgeschieden, die 

das Zi:rk-ul.~exen -unterirdisch zur Abfahrtsrampe ermögliche und 

ausschlie:S~slich der Nutz:qpg der übrigen an der unterirdischGn 

Erschliessung Beteiligten zur Verfügung stehe. Dieses Plat·zes 

wegen könnten neben den erforderlichen Kellerräumen nicht die 
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naqh ·:C!em· :S.aureglem(jnt von 01 t~n und dessen. Richtlinien vorge­

-J ·@qhrt:ebe:nen .Parkplät~e erstellt werden, ßO dass er sich für 

8 ':::7:,:l0: __ Ahste];.lplätze ·anderweitig umsehen (Kauf·,· Miete) oder 

_:Q.,a.ili,l;n :~ ~:Lne, Entschädigung gernäss den genannten Vör~:fchriften von 

Fr. 40'000.-- bis 50'000.-- an die Stadt leisten müsse. Dazu 

1\äme der .Nachteil, .der sich bei der Vermietung der. Lokalitäten 
\ ; ' . '. . . : . • . i : : :~ : ~- ' . :. :. ~ -· . 

unter solc.hen Umständen ergebe. Diese schwere wirtschaftliche 
. ' . ..· ··. . . ·: 

BeD;c:;LChteilie;un,g seieine Rechtsungleichheit und Willkür. Es 

wäre daher nur recht und billig 1 den Nachteil auf andere Weise 
··. . •, 

auszugleichen; durch die nur vJe:q_ig über dem Gesamtdurchschnitt 

liegende Ausnützungsziffer werde er jode:r:t:falls nicht abgegolten. 

Anderseits sei :er auch· benachteiligt durch die wegen des 

geplanten öf~fentlichen Durchgangs im westlichen Teil· des Erd­

geschosses verlustig gehonde Ladenfläche von ca. 75 rn.2. ~·Wohl 
... sei der Verlust dieser ;Fläche bei der Festsetzung der .·Aus-. 

nützungsziffer mitberücksichtigt worden, aber nicht in einem 

.. genügenden Ausmas.s, da alle Grundflächen als gleichwertig 

angenommen worden seien. Die Einbusse an Nutzungsfläche wiege 

,aber in einem Ladengeschoss erheblich schwerer als z.B. in 

einem Obergeschoss. 

Aus diesem Grunde würde es si'ch recht,fertigen, wenigstens 

in dem Punkte entge.genzukorrimen, durch :den weder die Gesamt­

interessen noch die Inte.ressen Einzelner geschädigt oder tan­

giert würden. Zum Bewe·ise 'dessen könne auf den analogen ,Fall 

des Nachbarn Fehlmann hingewie.sen •werden, wo ebenfalls nach­

träglich die volle Ausnützung de:s Terrassengeschosses zugelas­

sen worden sei; Vorliegend gehe· es :hi.cht um die Zurückversetzung 

des Terrassengeschosses, sondern um dessen bauliche Ausnützung 

und diesbezüglich sei hier etwas wiTlkürlich vorgegangen wor­

den; gerade bei kleineren Lad.engeschäften lasse sich eine Aus­

nützungsbeschr.änkung nicht onne•:wei te.res rechtfertigen. 

( 

( 
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-· ,. ... , b) Die_ Gemeinde ist hinsichtlich des Erlasses von Be-
'• ···-·-<.\.·, . ..: ,;'..;. 

__ :P;?.UJAlgsplänen und Bauvorschriften als selbständig im Sinne von 
- ___ _;·, :_.l___ : 

.. .Art •. 54 KV und damit als autonom zu betrachten. Die Kogni.t'ion 
·· ... L:-" _: :·:·:;·_ . 

de~_:_ Re,g:i.erungsrates im Bauplanverfahren beschränkt sich des-

;!lalp Jm: allgemeinen auf die Ueberprüfung der Rechtmässigkeit 

des angefochtenen Entscheides; die Zweckmässigkeit überprüft 

der Regierungsrat lediglich unter dem Gesichtswinkel der Will­

kür. Zu verweist.m ist auf den neuern Entscheid des Bundesge-
"_,_ 

richtes in Band 93 I 434, wo diese langjährige Praxis des Re­

gierungsrates durch den obersten Gerichtshof· erneut bestätfgt 

wurde .• . ·:;··,. ._ ( 

Es frägt sich nun, ob die Gemeinde Olten bei der Fest:­

se;tzung der Ausnützungsziffer für die Liegenschaft des Beschwer-
... ·' . ·- ._1_ 

d,eführers Recht verlet.zt habe oder willkürlich vorgegangen sei. 

§ 2,6 Abs. 1 des kantonalen Normalbaureglementes (NBR) bestimmt: 

"Sof_ern die Gemeinden durch spezielle ZorienvO~schrifton für 

bestimmte abgegrenzte Gebiote besondere Ausnützungs'~-:Lff~rri·: 
·:! ; .··:;·;. ··: 

festlegen, . können diese als öffentlich-rechtliche Eigeri.tuin_s-
beschränkungen bei den botreffenden Grundstücken durch-'die .Be­

zeichnung "Bauzone mit Ausnützungsziffer" auf Anmeldung ddr 

Baubehörde im Grundbuch angemerkt werden. Der Anmeldung ist 

_ein rechtskräftiger Zonenplan beizulegen." Abs. 2 und 3 von 

§ 26 legen dar, wie die Ausnützungsziffer berechnet wird und 
' wie es sich bei einer nachträglichen Parzeliierung mit der 

Aus~ützungsziffer verhält. 

Wie aus dem Wortlaut dieser Bestimmung klar hervorgeht, 

ist es einer Gemeinde anheimgestellt, Ausnützungsziffern für 

bestimmte angegrenzte Gebiete vorzuschreiben. Ob für ein ab­

gegrenztes Gebiet, wie es vorliegend das Gebiet Martin Disteli­

_strasse - Tannwaldst:rq.sse - Geissfluhweg ist, einheitliche 

Ausnützungsziffern zu bestimmen sind, ist damit nicht festge­

legt. In der Regel werden bei der Festsetzung von Ausnut~ungs-
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... ':::_ 

-~_:f () ~._.:-· 

ziff~rn für ein bisher unüberbautes Gebiet einhei,tliche Ausnüt­

~ungsziffern festgelegt. In einem Gebiet dagegen, das mit Alt-
---~c: r -;-- ·.r ,-·;·c ,~_ .:: · : .. . · 

bap.t~n.überbaut ist, und das nun in einem neuen Plan neu einge­
-~:~_:, .:.~J:-.. : .. 

. :teilt vürd, dürften einheitliche AusnUtzungsziffern nur in 

. ··_ ~.-~ ·::. r !:;_ ~-:-- .::~: ~-:.~ :· . 

den al1~rsel tensten Fällen möglich sein. JYlassgebend ist dabei 
.. - ·.• .• ·-;-· f ... ' 

vor.allem die Lage der einzelnen Teile desPlanungsgebietes, 
. -.. \ ·. ·· ... -. --~- -~- ~ . 

die F():t:':m der Grundstücke,. die Art der bisherigen Ueberbauung 
.. 

und derCharakterder daran angrenzenden Ueberbauungszonen. 

Gerade durch die Differenzierung der AusnUtzungsziffern kann 
. - •'· . 

bei einer Neuplanung angesichts der verschiedenen Faktoren, die 

hier eine Rolle spielen, eine vernünftige und billige Lösung ( 

gefunden werden. ··· 1
· 

.- ~- -

Das trifft nun auch auf den vorliegendeil Fall zu •. ])i~ 

Gemeinde Olten hat beim fraglichen Teilbebamm~splan vor a~lem 

wegen der unterschiedlichen Grössen der einzelnen. Grundstü,cke 
' .. . . ·. .- '· .: 

und deren besonderen Lage Ausnützungsziffer11 von 1,76 bis 3,56 

festgelegte Die.grösseren Au,snU.tzungsziffern sind dabei haupt­

sächlich bei den im westlichen Teil des Planungsgebietes sich 

befindenden Liegenschaften anzutreffen, wo sich 9-ie Grundeigen­

tümer für die künftige.Ueberbauung gegenseitig verständigen 
l 

oder in den Grenzq.bstand einkaufen müssen, w.as beim Beschwerde­

führer nicht zutrifft •. Von einer Rechtsverletzung o_der Will-

kür kann daher nicht die Rede sein. Wie die Tabelle der 

AusnUtzungsziffern des Teilbebauungsplanes erzeigt, haben 

vier Grundeigentümer sogar eine kleinere und nur drei eine 

grössere AusnUtzungsziffer als Herr Stocker. Seine Ausnützungs-, 

ziffer von 2,38 liegt sogar über·dem Gesamtdurchschnitt von 2,31. 

Unter dem gleichen Gesichtswinkel betrachtet, ist auch 

die Bestimmung von Ziffer 5,.2. Satz, der "Speziellen Bauvor-- ,;. . .... :· .~~:.-: --·~··: . .• ... ·. 

schriften" weder rechtswidrig noch willkürlich. Nach dieser 
•• - . ., •• •• .• ., :: • • "'7 · ••• i: 

Vorschrift dürfen im Terrassenge::Jchoss höchstens 50 % der 
. - . . : . ·. : . . ~ . 

Grundrissfläche des Hauptbaukörpers genutzt werden, soweit 

( 
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im Plan nicht ausdrücklich die volle Nutzungvorgeaeh.en- ist. 
;·· 

-- _, h Ini wei tern ist das Geschoss um mindestens 1, 20 m gegenüber den 

Fassaden des Hauptbaukörpers zurückzusetzen. Dass die Bestimmung 

'C "'A:hsnahmen von der beschränkten Ausnützung des Terrassengeschos-
··-·· 
ses ·-ztil~sst, ist mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse 

ei:dzel~er Lie_genschaften festgelegt worden. Diese Ausnahmebe-
~ .. . . 

·stiriimung ist im Falle des Mariaheimes und der Liegenschaft 

· ·'. Fehl~ann· ange"'?'endet worden, und zwar in der Weise, dass auf 

eine Zurücksetzung des Geschosses verzichtet wurde. Wäre dies 

beim Mariaheim nicht gemacht worden, so wäre die Beschränkung 

der Ausnützung mehr oder weniger auf eine materielle Enteig­

nung hinausgelaufen. D~r_geplante Baukörper ist der kleinste 

von allen; er weist nur 4. anstelle von 5 Gesphossen auf, wie 

dies bei allen übrigen Liegenschaften zutrifft. Auch sind die 

:' Baulinien allgemein zurückg<3s~-tzt. Im Falle der Liegenschaft 
.. 

-Fehlrriann, die eine Eckliegenschaft ist, beträgt die,Au~nützungs-

. -ziffer trotz der Bewilligung des Vollausbaues de~ Terras~:wnge­

schosses lediglich l, 76 und ist.· so immer noch di€1 nie<;l_~igste 

von allen Ausnützungsziffern. Daraus.erhellt, dass in '}:)ezu,g auf 

-- die Ausnützung des Terrassengeschosses die beiden genannten 

·Fälle wesentlich anders gelagert sind als die Verhältnips~ .. beim 
•. L-..1 

Beschwerdeführer. Mit Recht weist daher die Gemeinde Olten in 
' (. 

ihrem Rekursentscheid und im Beschwerdeverfahren darauf hin, 

dass, wenn dem Beschwerdeführer die volle Ausnützung zuge-

·billigt würde, die andern Grundeigentümer - insbesondere die-

jenigen vier, deren Ausnützungsziffer unter der des Beschwerde-

führers liegt - den gleichen Anspruch auch erheben könnten. 

Eine rechtsungleiche Behandlung liegt hier jedenfalls nicht vor. 

c) Der Beschwerdeführer begründet die Beschränkung der 

Ausnützung des Terrassengeschosses mit der günstigeren Be­

lüftung b~~. 'nurchlüftung des Hinterhofes der Gesamtüberbauung. 
. . . - -~. ; ; 

Das .trifft nach den Ausführungen: der Gemeinde Olten aber nicht 
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zu·~ Die be·s·s-ere Belüftung des Hinterhofes ist nach 01 ten ledig­

~· ii'Ck eih, jedoch· sehr imtergeordnetes Argument fÜr die Nut­

'Lzungsbeschränkung des Terrassengeschosses. Wie bereits in der 

B§schfeibfirig des Teilbebauungsplanes angeführt wurde, liegt 

· das'HaÜptargument hiefür in der (künstlichen) Beschaffung 

· einer grösseren Freifläche anstelle der mangelnden Grünfläche. 

Das Terrassengeschoss soll mit einigen wenigen Ausnahmen zudem 

der Errichtung von Gemeinschaftsräumen dienen. Die Anordnung 

einer derartigen Raumgestaltung ist wiederum Ermessensfrage; 

entsprechend seiner Praxis hat sich der Regierungsrat Zu­

rückhaltung aufzuerlegen und nur im Falle willkürlicher An­

wendUng des Ermessens durch die Gemeinde einzuschreiten. Ein 

solcls.ter Fall liegt jedoch nicht vor. 

d) Der Ümstand,.dass der Beschwerdeführer im Untergeschoss 

eine Fläche von 160 m2 für die Erschliessung der Nachbarlie~ 

genschaften zur Verfügung stellen muss, fällt für die hier zur 
•·, ··•· 

Beurteilung stehende Frage nicht ins Gewicht. Wie Herr Stocker 

selber zugibt, zählt das Kellergeschoss für die Berechnung der 
. . . ' ' . : : . : :· !. ~ ' ; . 

Ausnützungsziffer gar nicht mit: Nach den DarlogU.ngen der Ge-. . . ,· 

meinde Olten setzt die unterirdische Erschliessung eine Ver­

stfuldigung unter den beteiligten Grundeigentümern voraus. Un­

entgeltlich muss der Beschwerdeführer also diese Fläche nicht 

( 

zur Verfügung stellen. Solche Lösungen mussten auch schon in (_ 

andern Städten (z.B. Gronchen) getroffen werden, wo in Über-

bauten Gebieten neue Planungen durchgeführt worden sind und 

nicht für jedes Grundstück eine eigene Ausfahrt oder Ausfahrte­

rampe geplant werden konnte. v?o hier eine offensichtliche Be­

nachteiligung des Beschwerdeführers li~gt, die eine Rechtsun­

gleichheit und Willkür darstellt, ist iri der Tat unersicht-

lich. Würde man, wie der Beschwerdeführer·meint, diesen angeb­

lichen Nachteil auf dem Wege der Erhöhting'der Ausnützungsziffer 

abgelten, so würde dies zu einer unmöglichen Verkoppfjiung von 



( 
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verschied~neri Fragen. uri.d ·zu ·untragbaren Konsequenzen führen •. 
. . . : . -~- ·: 

, D9-.§.se.lbe muss gesagt werden in Bezug auf den Einwand .. von 
. . -. ·- . __ ; . ..: ::' :_ -:_ . . ~- .. ' ,: . . ~-. . . . . .. .. . 

Herrn Stocker, dass durch die im Erdgeschoss vorgesehene Passage 

ca. 75 m2 Ladenfläche verloren gingen, und dass dieser Verlust 

bei der Festsetzung der Ausnützungsziffer zu wenig berlicksich­

tigt worden sei •. Die Ausnütßungsz:tffBr ist die Verhältniszahl 

, . :~w;Lsche:o. Q.er Bruttofläche: sämtlicher Geschosse und der Gr:Und­

stUckfläche (vgl~ .:. § · 26 AbS•. 2 NBR). Die Art der. Benutzung .der 

Räume sowie der(;3n Frequenzen sin<i für. die .. : Ermittlung dieser 

Verhältniszahl unerheblich •. Aus.diGsem Grunde kann auch ein . . . . -: . : .. ·--· . . 
. .· ....... ·--· 

LadengeschoßS nicht anders bewertet werden al$ <iie übrigen 
~ I ,. ' . ,.- : • ' .' ' '• .:·. . . ,.. ' ' ' . :. ' ' .. ' ~ ' .. 

Geschosse. Andernfalls müsste die Beschränl$:ung __ der Ausnützung 
~ ·; · __ ; __ -- :. .... _; ,. --~ ..... ; --~·.c·-.. · -~--·, .. _:··~ :_:· .. _ ·. 

des Erdgeschosses ebenfalls bei den Liegenschaften Stall, 

.Kü.ltus.;.Stiftung luid. Atrrsie:f . stärker :ln Betrkcht: g0:i~gen wJ'~d~ri.. 
Auf die ErstellUng. der Passage wird m~n ab~:i-·ebon§os~hr abge­

wiesen sein wie auf die Anlegung.d~s gemeinsamQn~W~;n<it?Plß.:t.zes 
/ . i 'i .: .-. - . ,... .. - -~- ;. _;.. ... . ·.. . ' 

im Kellergeschoss. Bei derfin-:-&P,pi-Glatung wird' der·:B-Bschvv'e'rde~'·: 

führer eine. Entschäd:j_gung für ._die ihm dadur.ch · ~rtlt'g~h~~a'e AUE3-:-
- • . ~ .. . -~ • .! • • .. ~ 

nützung geltend machen können 1"..so--:dass auf diese vfeise der 

Verlust wieder ausgeglichen wird. Eine weitergehende Berück- .. 
~ . . ' • . :: ! ~ ; ·:. -, • --~ ·~::. ;" :. :· _:·; .... ;"' .. . .' 

sichtigung der Nutzungsbes~~!~.~~g ist nicht-' geiechtfertigt.; 

und schon gar nicht in Form der Erhöhung der·<Ausnützung desy 

Te~raasen~e~chosses. 
... L.: ~ -.~-

Somit folgt, dass die Argumente von Herrn Stocker unbe­

gründet sind und die Beschwerde abgewiesen werden muss. 

3. Im übrigen· ist festzustellen, dass das Planauflage- und 

Genehmigungsverfahren formell ordnungsgernäss durchgeführt 

worden ist. Auch materiell sind keine Einwendungen anzubringen, 

Die gesetzlichen Grenzabstände werden durch don Teilbebauungs­

plan mit zwei Ausnahmen sowohl für das Erdgeschoss als auch für 

die Hauptbaukörper ausdrücklich aufgehobe-:a{i~~äas~~-s{l.k .. ~in~~:L!: 
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diß§8IP; PJ_an vor-gesehenen .Grenz.,... und Näho:rbauten erstellt 

we,rden ~önnen •. Dem Teilbebauungsplan Martin Distelistrasse -
-~- .·-, ·. ·- .·-. '•: : ,. :· ,. : : ., : . - ~ 

- . . ..... 

~a_nnwaldstrasse - Geissfluhweg ist die regierungsrätliche Ge-

ne~igung zu erteilen • 

. Es _wird . ·~ •! ... ·. 

beschloss·en: .. ·, 

r. Die B8s'chwerde des Herrn Werner Stocker, Drogist, OftrTngen, 

gegen den Teilbebauungsplan Martin Distelistrasse - Tann.:.. 

waldstrasse :..: Geissfluhweg wird abgewiesen~ 

2- Der Teilbebauungsplan Martin Distelistrasse- Tanriwald-
. . ~-

strasse - Geissfluhweg upd die daz_ugehöranden "Spe~iellen 
,.. ·: . '•. . .. . ' . . ' 

.. 

Bauvorc;chriften" werdep genepmigt -~ 
.·- . ··, . . .. -. . 

! ' · .. ~ ' 

3. Der Beschwerdeführer ha:t -einß·,Entf3cf1eidgeqüh.r yon .Er_. 60 •. -.,.. 

- und -~l:Le Ausfert:igungSJkos;t~:;;n,. -v:o:q. Fr·., 10 • ..,..- zu, be-zalflen:. 

EntScheidgebühr 
AusfertigungSJkos.ten, · 

vom l3eschwerd,efüh;r;':S:r:' .. 
zu bezahlen 

:, '; 

.... 

Genehmigungsgebühr . 
p-Jbl:ika tioris:kosten ··.· · 

;'' .i 

Fr. 70.--
---------------

Fr. 20.-­
.,f.· '14):..;.;...:. 

··,'' 

(Staatskanzlei Nr-. 695 a) :t-J'1-T 

( 

von dbr :·st=id. t 01 ten 
zu bezahlen Fr. 34.-- (St~atskanzlei Nr. 695 b) Kto( 

Krt.J.92 

. -. i .. 

: : '· 

.· .. 
J •. 

Ausf~rt.tgu:qgen Sei ~e 1-3 

---------------

,-·. 

Der Stellvertreter 
des ßtaatsschreibers 

. . 
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Bau-Departement (4)~ mit Akten 
Kant. Tiefbauamt 
Kant. Hochbauamt 
Kant. Planungsstelle (2), mit 1 Serie gen. Pläne 
Jur. Sekretär des Bau-Departementes (3) 
Ammannamt der Einwohnergemeinde der Stadt Olten (3) mit Be­

schwerdebGilagen und 1 Serie gen. Pläne 
Kreisbauamt Ir~ Olten, mit 1 Serie gen. Pläne 
Baukommission der Einwohnergemeinde der Stadt Olten mit 2 Serien 

gen. Pläne 
Kant. Finanzverwaltung (2) 
Herrn Dr. R. Stuber, Fürsprecher und Notar, Römerstrasse 6, 4600 

Olten (2) EINSCHREIBEN NN, mit Beilagen 
Amtsblatt, Publikation der Ziffer 2 des Dispositivs 
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